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I. 
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit des Bebauungsplanes Nr. 239 der Stadt Marl für den 
Bereich der ehemaligen Schachtanlage Auguste Victoria 3/7 nordwestlich der Carl-Duisberg Straße 
vom 27.10.2017 
 
Städtebauliches Ziel für die Entwicklung des Plangebietes ist die Schaffung von neuen, attraktiven 
Angeboten an Gewerbe- und Industrieflächen zur Abdeckung der bestehenden Flächennachfrage. Ebenfalls 
soll dem durch den Rückzug der Montanindustrie ausgelösten Verlust von Arbeitsplätzen schnellstmöglich 
entgegen gewirkt werden.  
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes sind folgende Planungsziele verbunden: 
• Entwicklung des Plangebietes zu einem attraktiven Gewerbe- und Industriestandort zur Deckung der 
Flächennachfrage der Emscher – Lippe Region 
• Revitalisierung der brachliegenden Flächen des ehemaligen Bergwerkes 
• Schonender Umgang mit naturräumlichen Bedingungen im Plangebiet und im Umfeld unter 
Berücksichtigung des Artenschutzes 
• Verkehrliche Anbindung an das Wasserstraßen, Schienenverkehr und Bundes Autobahn-netz, bei 
gleichzeitig bestmöglicher Umfeldverträglichkeit 
• Berücksichtigung des Immissionsschutzes bei den Nutzungsbestimmungen im Plangebiet (SEVESO 
III) und bei der Verkehrsanbindung im Umfeld (Verkehrslärm) 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 239 ist im beiliegenden Übersichtsplan dargestellt. 
 
Gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (Beteiligung der Öffentlichkeit) soll die frühzeitige Beteiligung der 
Öffentlichkeit entsprechend dem Beschluss des Rates der Stadt Marl vom 18.05.2017 in folgender Form 
durchgeführt werden: 
 
Bürgerinformation am 11.11.2017, 14.00-17.00 Uhr, im Rathaus der Stadt Marl, Sitzungsraum 1 / Foyer 
 
In der Informationsveranstaltung wird die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung 
unterrichtet.  
 
Der Öffentlichkeit wird Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zu geben.  
 
Marl, 27.10.2017 
 
gez. 
Werner Arndt 
Bürgermeister 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Vorstehender Bekanntmachung der frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit des Bebauungsplanes Nr. 239 
der Stadt Marl für den Bereich der ehemaligen Schachtanlage Auguste Victoria 3/7 nordwestlich der Carl-
Duisberg Straße vom 27.10.2017 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
In der Informationsveranstaltung am 11.11.2017, 14.00-17.00 Uhr, im Rathaus der Stadt Marl, 
Sitzungsraum 1 / Foyer wird die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung 
unterrichtet.  
 
Der Öffentlichkeit wird Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zu geben. 
 
Hinweise: 
 

 § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung NRW 
 Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, 

sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 

 § 54 Abs. 4 Gemeindeordnung NRW 
 Die Verletzung eines Mitwirkungsverbots nach § 43 Abs. 2 in Verbindung mit § 31 kann gegen 

den Beschluss des Rates oder eines Ausschusses, dem eine Angelegenheit zur Entscheidung 
übertragen ist, nach Ablauf eines Jahres seit der Beschlussfassung oder, wenn eine öffentliche 
Bekanntmachung erforderlich ist, ein Jahr nach dieser nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn, dass der Bürgermeister den Beschluss vorher beanstandet hat oder die Verletzung des 
Mitwirkungsverbots vorher gegenüber der Gemeinde gerügt und dabei die Tatsache bezeichnet 
worden ist, die die Verletzung ergibt. 

 
 § 215 Abs. 1 Baugesetzbuch 

 Unbeachtlich werden 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften und 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über 

das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 
Abs. 2a beachtlich sind. 

 
Marl, 27.10.2017 
 
gez. 
Werner Arndt 
Bürgermeister 
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II.  
Bekanntmachung der Widmung von Straßen und Wegen im Bebauungsplanbereich „Loe-Auen“ 
 
Die Stadt Marl als zuständige Straßenbehörde widmet gemäß § 6 des Straßen- und Wegegesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NW), in der zur Zeit gültigen Fassung, die im anliegenden 
Planausschnitt dargestellte Verkehrsfläche als Gemeindestraße für den öffentlichen Verkehr mit besonderer 
Zweckbestimmung als verkehrsberuhigter Bereich und macht dies öffentlich bekannt:  
 
Borkumer Straße      gesamte Straßenlänge abgehend von der Hülsstraße einschließlich 

     der Verbindungswege zur Hülsstraße und zwischen Borkumer 
Straße und Langeooger Straße als Fuß- und Radwege 

 
Juister Straße       gesamte Straßenlänge 
 
Norderneyer Straße      gesamte Straßenlänge 
 
Baltrumer Straße      gesamte Straßenlänge 
 
Langeooger Straße      gesamte Straßenlänge abgehend von der Hülsstraße bis zur  
        Mellumer Straße und zum Wendehammer einschließlich des 
        Verbindungsweges zwischen der Mellumer Straße und dem  
        Wendehammer als Fuß- und Radweg 
 
Spiekerooger Straße      gesamte Straßenlänge 
 
Wangerooger Straße      gesamte Straßenlänge 
 
Mellumer Straße      gesamte Straßenlänge 
 
Triftweg           ein Teilstück von der Langeooger Straße abgehend als Fuß- und  
       Radweg 
 
Die Lagepläne sind Bestandteil der Widmung. 
 
Entsprechende Planunterlagen können innerhalb der Klagefrist während der Dienststunden - montags und 
dienstags von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr, mittwochs von 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr, donnerstags von 8.00 Uhr bis 
18.00 Uhr und freitags von 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr - beim Planungs- und Umweltamt der Stadt Marl, 8. 
Etage, Zimmer 85, Liegnitzer Straße 5, 45768 Marl, eingesehen werden. 
 
Rechtsmittelbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage 
ist beim Verwaltungsgericht Gelsenkirchen, Bahnhofsvorplatz 3, 45879 Gelsenkirchen, schriftlich 
einzureichen oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. Wird die Klage 
schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei Abschriften beigefügt werden. 
Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden sollte, so würde 
dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen 
Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und den Finanzgerichten im Land Nordrhein-Westfalen 
- ERVVO VG/FG - vom 07.11.2012 (GV. NRW Seite 548) in der jeweils geltenden Fassung eingereicht 
werden. Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach § 2 
Nummer 3 des Signaturgesetzes vom 16. Mai 2001 (BGBI. I S. 876) in der jeweils geltenden Fassung 
versehen sein und an die elektronische Poststelle des Gerichts übermittelt werden. 
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Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere technische Rahmenbedingungen zu beachten. 
Die besonderen technischen Voraussetzungen sind unter www.egvp.de ausgeführt. 
 
 
Marl, 20.10.2017 
 
 
gez. 
Werner Arndt 
Bürgermeister 
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III.  
Bekanntmachung der Beschlüsse vom 28.09.2017 über den Jahresabschluss 2016 der Stadt Marl 
einschließlich Entlastung 
 
Der Rat der Stadt Marl hat in seiner Ratssitzung am 28.09.2017 folgende Beschlüsse gefasst: 
 
1. Der Jahresabschluss zum 31.12.2016 wird mit einer Bilanzsumme von 664.994.769,14 EUR und einem 
Jahresüberschuss in Höhe von 41.159.021,65 EUR festgestellt. 
 
2. Der festgestellte Jahresüberschuss wird in Höhe von 26.428.355,12 EUR der allgemeinen Rücklage und 
in Höhe von 14.730.666,53 EUR der Ausgleichsrücklage zugeführt. 
 
3. Dem Bürgermeister wird durch die Ratsmitglieder gem. § 96 Abs. 1 GO NRW für das Haushaltsjahr 2016 
Entlastung erteilt. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der als Anlagen I bis III beigefügte Jahresabschluss 2016 der Stadt Marl wird hiermit gemäß § 96 Abs. 2 GO 
NRW öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Jahresabschluss 2016 der Stadt Marl sowie der Lagebericht sind im Amt für kommunale Finanzen, in 
Marl, Riegelhaus, 3. Etage, Zimmer 22 bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses zur 
Einsichtnahme verfügbar gehalten. 
 
Marl, 12.10.2017 
 
 
gez. 
Arndt 
Bürgermeister 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Vorstehende Beschlüsse vom 28.09.2017 über den Jahresabschluss 2016 der Stadt Marl einschließlich 
Entlastung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Hinweise: 
 

 § 54 Abs. 4 Gemeindeordnung NRW 
 Die Verletzung eines Mitwirkungsverbots nach § 43 Abs. 2 in Verbindung mit § 31 kann gegen 

den Beschluss des Rates oder eines Ausschusses, dem eine Angelegenheit zur Entscheidung 
übertragen ist, nach Ablauf eines Jahres seit der Beschlussfassung oder, wenn eine öffentliche 
Bekanntmachung erforderlich ist, ein Jahr nach dieser nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn, dass der Bürgermeister den Beschluss vorher beanstandet hat oder die Verletzung des 
Mitwirkungsverbots vorher gegenüber der Gemeinde gerügt und dabei die Tatsache bezeichnet 
worden ist, die die Verletzung ergibt. 

 
 
Marl, 12.10.2017 
 
Gez. 
Werner Arndt 
Bürgermeister 
 
 
 


